
Feedback gerne an ak-politik-koeln@online.de 

Das Kölner Bleiberechtsprogramm und die „Liste Coesfeld“ 

Hintergrund dieser Zusammenstellung (Stand 13.8.2026): Unter dem Stichwort „Liste Coesfeld“ werden seit 
dem 5.8.2026 schwere Vorwürfe gegen die Kölner Ausländerbehörde erhoben (➔ 4). Die Stadt Köln prüft 
die Vorgänge zunächst – und eröffnet dabei einen Leerraum, in dem Spekulationen, rassistische Narrative 
und Forderungen zunächst kaum widersprochen wurden. Inzwischen gibt es sich jedoch auch immer mehr 
Solidarisierungen und Kritiken an der Berichterstattung (➔ 5, 6, 7). 

Das „Kölner Bleiberechtsprogramm“ (➔ 1, 2), vom Rat der Stadt Köln beschlossen und immer wieder verlän-
gert, wird in der Berichtserstattung kaum erwähnt – ebenso wenig wie die wiederholten Entgegnungen von 
Rom e.V. auf die immer wieder ähnlich vorgebrachten Vorwürfe des Journalisten Axel Spilcker (➔ 3) 
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1 Kölner Bleiberechtsprogramm: Zusammenfassung 
➢ Das Kölner Bleiberechtsprogramm war 2017 (AN 0022/2017) vom Kölner Stadtrat beschlossen und 

2021 verstetigt und erweitert worden (1809/2021, 3534/2020, PM vom 6.5.2021).  
➢ Kooperation der Beratung von ABH und vier Beratungsstellen (Caritasverband für die Stadt Köln e.V., 

Kölner Flüchtlingsrat e.V., Rom e.V. und Diakonie Köln und Region)  
➢ Flyer 2022 / Infoblatt der Caritas (Jan. 2025). S. auch KFR-Vortrag am 2.12.2023 
➢ Vor der Kommunalwahl 2025 wurden in den Kölner Wahlprüfsteinen die 10 Kölner OB-Kandidat:in-

nen/Parteien auch zu „Bleibeperspektiven schaffen“ gefragt –  alle waren dafür: Frage 4. 

2 Bleiberechtsprogramm im Kölner Ratsinformationssystem 
2.1 Einrichtung (2017) und Erweiterung (2021) des Bleiberechtsprogramms 
➢ Januar 2017: „Bleiberechtsperspektiven für langjährig geduldete Menschen in Köln“ 
➢ Mai 2021: Erweiterung des bisherigen Projektes "Bleiberechtsperspektiven für langjährig geduldete 

Menschen in Köln" zu Programm "Bleibeperspektiven in Köln": Beschlussvorlage Rat / Anl. 1 Programm-
konzept / Anl. 2 Förderprogramm / Anl. 3- Personenkreis Gruppe B / Anl.4 Kooperationsvereinbarung / 
Anl. 5 Leitlinien / Anl. 6 - Handlungsanweisung Mitwirkung /Anl. 7 - Handlungsanweisung Straffälligkeit 

2.2 Berichte über die Entwicklung von Bleiberechten und Rückkehr ausreisepflichtiger Personen 
Für das Jahr 2022: Mitteilung 1516/2023 vom 5.6.2023 / 2023: Mitteilung 1482/2024 vom 28.5.2024 / 
2024: Mitteilung 0887/2025 vom 2.5.2025 / Für das Jahr 2025: Mitteilung 0831/2026 vom April 2026 /  

Bleiberechtsprogramm: Evaluierungsbericht 1.5.2021 – 1.5.2023 / Evaluierungsbericht 1.5.2023 – 1.5.2024 
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3 Rom e.V.: Widerlegung der Artikel von Axel Spilcker 
Immer wieder hat der Rom e.V. in den letzten Monaten die letztlich immer gleichen Anschuldigungen von 
Axel Spilcker zum sog. „Kölner Abschiebeskandal“ in verschiedenen Artikeln im Focus und Kölner Stadtan-
zeiger widersprochen – ohne Erfolg. Ein paar Monate später hat er die Anschuldigungen wiederholt. 

3.1 Jan. 2026: Berichterstattung des Kölner Stadt-Anzeigers zum „Kölner Abschiebeskandal“ 
In mehreren Artikeln berichtete der KStA über den Fall einer Familie aus Bosnien-Herzegowina 

➢ „Wenn der Rechtsstaat nicht mehr handelt“ / „Krimineller Bosnier: Immer noch in Köln, obwohl er 2003 
abgeschoben werden sollte“ (KStA am 10.01.2026) 

➢ „Stadt Köln teilt keine Duldungsgründe im Fall Marko M. mit“ (KStA am 12.1.2026) 
➢ „‘Klares Verwaltungsversagen‘“ (KStA am 14.1.2026) 

Rom e.V.: Offener Brief an Oberbürgermeister Torsten Burmester gemeinsam mit dem Kölner Flüchtlingsrat 
und dem Kölner Runden Tisches für Integration  

3.2 März 2026: Neuer Artikel von Axel Spilcker 
➢ „Kölner Abschiebeaffäre: Geduldeter Asylbewerber taucht 147 Mal im Polizei-Computer auf“ (KStA am 

9.3.2026) 

3.3 Juni 2026: Recherchen und „Wahrheiten“ - Worum geht es?  
Im Juni 2026 schrieb der Journalist Axel Spilcker im Focus und im KStA wieder Artikel über kriminelle Gedul-
dete, speziell aus dem „Clan-Milieu“:  

➢ „Mazedonier sitzt in NRW-Haft – Folter-Mord: Krimineller Verdächtiger jahrelang geduldet“  
(Axel Spilcker im Focus am 23.6.2026) 

➢ „Senior in Neubrück getötet, Mordverdächtiger ist vorbestraft – und trotzdem geduldet“ (KStA am 
26.6.2026) ist ein fast gleichlautender Artikel von Detlef Schmalenberg und Axel Spilcker, der einige Tage 
später im Kölner Stadt-Anzeiger erschien, allerdings wurden manche Zwischenüberschriften und auch 
Passagen etwas umformuliert. Die o.g. Aussagen beziehen sich im Grundsatz auch auf den KStA-Artikel  

Als Thema des Monats Juni widerlegt Rom e.V. Passagen aus den Artikeln von Axel Spilcker. 

3.4 Rom e.V: „Nevipe“ 02/2021 „Bleiberecht statt Ungewissheit“ 
Aus „Nevipe“ 02/2021: Zur Bedeutung von ,Bleiberecht‘ – Auszug aus dem Bericht der Unabhängigen Kom-
mission Antiziganismus (S. 05) / Chancen auf ein Bleiberecht in NRW – zwischen Anspruch und Wirklichkeit 
– Birgit Naujoks (S. 07) / Kölner Rom:nja: Kleine Fortschritte auf dem Weg von der Langzeit-Duldung zum 
Bleiberecht – Ossi Helling (S. 25) / Vom Modellprojekt zum Dauerförderprogramm: Bleibeperspektiven in 
Köln – Dîlan Yazicioglu (S. 28) / From „Bleiberecht!“ to Bleibeperspektive in Köln oder:„Legalisierung auf 
kölsche Art“. Ein Interview mit Oliver Ditzel –Vera Tönsfeldt (S. 30) 

4 Artikel über die „Liste Coesfeld“ 
➢ „Liste Coesfeld“ – S. 3 im KStA am 5.8.2026 
➢ „Köln soll Abschiebe-Hilfe für 500 Menschen ausgeschlagen haben“ (t-online am 5.8.2026) 
➢ „Köln soll Hilfe für 500 Abschiebungen abgelehnt haben – und arbeitete wohl an Aufenthaltserlaub-

nis“ (DIE WELT am 6.8.2026) 
➢ „Da regt sich der Verdacht, es soll Gras drüber wachsen“, sagt Bosbach zu abgelehnten Abschiebungen 

(DIE WELT am 07.08.2026) 
➢ „Köln löst bundesweite Abschiebe-Debatte aus“ (KStA am 10.8.2026) 
➢ FDP: Kubicki und Höne kritisieren Kölner Abschiebepraxis (FDP am 10.8.2026) 
➢ „500 Ausreisepflichtige: Hat Köln Abschiebungen aktiv verhindert?“ (FAZ am 11.8.2026) 
➢ „Nicht nur Köln: Angebot für Abschiebehilfe ging an über 70 Kommunen – für mehr als 2350 Perso-

nen“ (RP am 11.8.2026) 
➢ „Staatsanwaltschaft prüft Anzeigen gegen die Stadt Köln“ (KStA am 13.8.2026) 
➢ „Kommentar Liste Coesfeld: Die Stadt Köln muss Tempo in die Aufklärung bringen“ (KStA am 13.8.2026) 

https://www.romev.de/?p=6164
https://www.ksta.de/politik/nrw-politik/krimineller-bosnier-immer-noch-in-koeln-obwohl-er-2003-abgeschoben-werden-sollte-1177926
https://www.romev.de/?cat=70
https://www.ksta.de/politik/nrw-politik/koelner-abschiebeaffaere-geduldeter-asylbewerber-ist-147-mal-polizeilich-in-erscheinung-getreten-1236144
https://www.ksta.de/politik/nrw-politik/koelner-abschiebeaffaere-geduldeter-asylbewerber-ist-147-mal-polizeilich-in-erscheinung-getreten-1236144
https://www.focus.de/panorama/welt/folter-mord-krimineller-verdaechtiger-jahrelang-geduldet_6096de95-4b72-49cc-b6f3-75c37fa4d198.html
https://www.ksta.de/politik/nrw-politik/mord-in-neubrueck-wurde-der-hauptverdaechtige-in-deutschland-geduldet-weil-straftaten-nicht-in-der-akte-standen-1307225
https://www.ksta.de/politik/nrw-politik/mord-in-neubrueck-wurde-der-hauptverdaechtige-in-deutschland-geduldet-weil-straftaten-nicht-in-der-akte-standen-1307225
https://www.romev.de/?page_id=6336#Juni26
https://www.romev.de/medien/nevipe/nevipe_2021_02.pdf
https://www.romev.de/medien/nevipe/nevipe_2021_02.pdf
https://www.romev.de/medien/nevipe/nevipe_2021_02.pdf#nevipe02-21.indd%3A.20672
https://www.romev.de/medien/nevipe/nevipe_2021_02.pdf#nevipe02-21.indd%3A.20685
https://www.romev.de/medien/nevipe/nevipe_2021_02.pdf#nevipe02-21.indd%3A.20792
https://www.romev.de/medien/nevipe/nevipe_2021_02.pdf#nevipe02-21.indd%3A.20792
https://www.romev.de/medien/nevipe/nevipe_2021_02.pdf#nevipe02-21.indd%3A.20792
file:///E:/%23%23AK%20Politik/%23%23Bleiberecht/%09https:/ksta.de/koeln/koeln-lehnte-nrw-hilfsangebot-fuer-abschiebungen-ab-1341287
https://koeln.t-online.de/region/koeln/id_101374844/hat-koeln-hilfe-bei-abschiebungen-verhindert-torsten-burmester-reagiert.html
https://www.welt.de/politik/deutschland/article6a730c8b203ba6592b088eda/koeln-stadt-lehnte-hilfe-bei-abschiebungen-ab-und-visiert-dauerhafte-bleibeperspektive-an.html
https://www.welt.de/politik/deutschland/article6a759f7fc07f6c2f0803560f/koeln-da-regt-sich-der-verdacht-es-soll-gras-drueber-wachsen-sagt-bosbach-zu-abgelehnten-abschiebungen.html
https://ksta.de/koeln/liste-coesfeld-koeln-loest-abschiebe-debatte-aus-1345001
https://www.fdp.de/kubicki-und-hoene-kritisieren-koelner-abschiebepraxis
https://www.faz.net/aktuell/politik/inland/hat-koeln-abschiebungen-von-500-migranten-aktiv-verhindert-accg-201114021.html
https://rp-online.de/nrw/landespolitik/nrw-70-kommunen-erhielten-liste-mit-ausreisepflichtigen_aid-152757231
https://www.ksta.de/koeln/coesfelder-liste-staatsanwaltschaft-prueft-anzeigen-gegen-stadt-koeln-1347136
https://www.ksta.de/koeln/liste-coesfeld-die-stadt-muss-tempo-in-die-aufklaerung-bringen-1347437
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5 Artikel für das Bleiberecht und gegen die Berichterstattung zur „Liste Coesfeld“ 
➢ Ja zu Migration-Leser:innen-Brief: „Berichterstattung des KStA zur „Liste Coesfeld“ blendet politischen 

Konsens und rechtsstaatliche Sorgfalt aus“(PDF, Insta am 7.8.2026)  
– verkürzt veröffentlicht im KStA am 8.8.2026 auf S. 21 

➢ „Welche Spielräume müssen Kommunen nutzen?“ (WDR am 7.8.2026) 
Birgit Naujoks, Geschäftsführerin des Flüchtlingsrats NRW e.V., sagte dem WDR: "Die Stadt Köln handelt 
vorbildlich." Die Kommunen hätten zwar den gesetzlichen Auftrag, abzuschieben, aber zugleich die 
Pflicht zu prüfen, ob die Betroffenen eine Bleibeperspektive haben. Naujoks verweist auf zwei Erlasse 
des NRW-Flucht- und Integrationsministeriums (2021 zu § 25a und § 25b). Darin werden die Kommunen 
ausdrücklich aufgefordert, ihren Handlungsspielraum bei gut integrierten Personen im Sinne der Be-
troffenen auszulegen.  

➢ „Ist das Kölner Programm für Bleiberecht in Gefahr? - Die Medienkampagne gegen den Kurs der Kölner 
Ausländerbehörde verbreitet rassistische Narrative, sagt Claus-Ulrich Prölß“ (junge welt am 8.8.2026) 

➢ „Bleiberecht ist geltendes Recht“ – Dîlan Yazicioglu (Insta am 10.8.2026) 
➢ ACI: „Kölner Bleiberechtsprogramm: Humanität und Rechtsstaatlichkeit sind kein Widerspruch“  

(Pressemitteilung der Stadt Köln am 11.8.2026) 
➢ RAV: „Für eine rechtsstaatliche, humane und verantwortungsvolle Aufenthaltspolitik“ (PDF, Insta am 

11.8.)  Stellungnahme Republikanische Anwältinnen- und Anwältevereins e.V. – Regionalgruppe NRW) 

6 Argumente kurz und knapp (Insta-Post von Dilan Yazicioglu) 
Dilan Yazicioglu, Stellvertretende Fraktionsvorsitzende der GRÜNEN im Kölner Rat (Insta am 10.8.2026) 

6.1 Der Vorwurf 
Das Ausländeramt Köln habe Menschen nicht abschieben wollen. Erzählt wird, das Ausländeramt könne 
nach Belieben entscheiden, wer geht und wer bleibt. Wer so den Rechtsstaat infrage stellt, um politisch zu 
punkten, beschädigt ihn. Bleiberecht ist geltendes Recht. 

6.2 Der Vorgang 
Die Zentrale Ausländerbehörde (ZAB) Coesfeld beschafft zentral für zahlreiche Kommunen in Nordrhein-
Westfalen Passersatzpapiere für ausreisepflichtige Personen. Es ist gängige Praxis, dass sie den Kommunen 
regelmäßig entsprechende Listen vorlegt und anfragt, ob Passersatzpapiere beschafft werden sollen. Im 
November 2024 ging eine solche Liste mit rund 500 Namen aus sechs Westbalkanstaaten an die Stadt Köln. 
Rund 250 der gelisteten Personen befanden sich im Kölner Bleiberechtsprogramm. Bei den anderen 250 
Personen war der Sachverhalt beim Ausländeramt noch in der Prüfung. 

➢ rund 250 im Bleiberechtsprogramm 
➢ rund 250 in der Prüfung durch das Ausländeramt 

6.3 Die Rechtslage 
Um die Bleibeperspektiven zu prüfen, hat das Ausländeramt folgende Paragraphen aus dem Aufenthaltsge-
setz zu überprüfen: 

➢ § 60a Abs. 2 AufenthG 
Die Abschiebung wird ausgesetzt, wenn sie tatsächlich oder rechtlich unmöglich ist. Die Behörde muss 
das von sich aus prüfen. Ein Ermessen hat sie dabei nicht. 

➢ §§ 25a und 25b AufenthG 
Liegen die Voraussetzungen vor, wird die Aufenthaltserlaubnis in der Regel erteilt. 

➢ § 60a Abs. 2b AufenthG 
Hat ein minderjähriges Kind eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25a, wird in der Regel auch die Abschie-
bung der Eltern ausgesetzt. So bleibt die Familie zusammen. 

➢ §§ 16g, 19d und 25 Abs. 5 AufenthG  
Auch für Menschen mit Duldung gibt es eigene Wege zu einem Aufenthaltsrecht, zum Beispiel über Aus-
bildung, qualifizierte Arbeit oder aus humanitären Gründen. 

Eine Abschiebung ohne diese Prüfung wäre rechtswidrig. 

https://ja-zu-migration.de/wp-content/uploads/2026/08/2026-08-06_Leserbrief__an_den_KStA_zu_Liste-Coesfeld-Berichterstattung.pdf
https://www.instagram.com/p/Dbuu4QkAMCQ
https://www1.wdr.de/politik/politik-in-nrw/coesfelder-liste-stadt-koeln-abschiebungen-100.html
https://www.jungewelt.de/artikel/527532.abschiebungen-verhindert-ist-das-k%C3%B6lner-programm-f%C3%BCr-bleiberecht-in-gefahr.html
https://www.instagram.com/p/Db3KygmDA-f
https://www.stadt-koeln.de/leben-in-koeln/soziales/ausschuss-fuer-chancengerechtigkeit-integration/koelner-bleiberechtsprogramm-humanitaet-rechtsstaatlichkeit-sind-kein-widerspruch
https://koelner-fluechtlingsrat.de/userfiles/geschaeftsstelle/%C3%96A/Stellungnahme_RAV_NRW_11_8_26_Humanit%C3%A4re_Aufenthaltspoltik.pdf
https://www.instagram.com/p/Db74GdjCHdA
https://www.instagram.com/p/Db74GdjCHdA
https://www.instagram.com/p/Db3KygmDA-f
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6.4 Was das (Bleiberechts-)Programm leistet 
Evaluierungszeitraum Mai 2023 bis Dezember 2024: 2.099 Menschen haben am Programm teilgenommen 

➢ 1.060 Menschen haben Aufenthaltstitel erhalten, davon 
➢ 332 Bleiberechte und 728 Chancen-Aufenthaltserlaubnisse 
➢ 466 geklärte Identitäten durch Passbeschaffung und Kontakt zu Auslandsvertretungen 
➢ 129 Menschen wurden vom Bleiberechtsprogramm ausgeschlossen: wegen Straffälligkeit, Wegzug aus 

Köln oder fehlender Mitwirkung. Das Programm prüft, es verteilt nicht. 

6.5 Wie viel die Stadt dabei spart 
Evaluierungszeitraum Mai 2023 bis Dezember 2024, gerechnet allein auf die 332 Bleiberechte,  
ohne Chancen-Aufenthaltserlaubnisse 

➢ 9.000 € weniger Sozialleistungen pro Kopf und Jahr 
➢ 2.988.000 € Einsparung brutto 
➢ 2.338.833 € Einsparung netto, nach Abzug der Förderung von 410.000 € pro Jahr 

Quelle: Stadt Köln, Ratsinformationssystem: Evaluierungsbericht 1.5.2023 – 1.5.2024 

6.6 Fazit 
➢ Das Bleiberechtsprogramm ist ein wichtiges Vorzeigeprojekt in Köln. 

Es funktioniert, entlastet den städtischen Haushalt und hält sich an geltendes Recht. Wer es infrage 
stellt, muss sagen, was er stattdessen will. 

➢ Populistische Angriffe auf die Verwaltung schaden dem Rechtsstaat. 
Wer ein Amt vorschnell und emotional des Rechtsbruchs bezichtigt, betreibt Stimmungsmache statt  
Politik und untergräbt das Vertrauen in Verwaltung und Rechtsstaat. 

➢ Das Programm muss bleiben. Köln darf sich nicht einschüchtern lassen. 

7 Stellungnahme von Claudius Voigt (GGUA) am 13.8.2026 

Betreff: [liste-muensterland] Republikanischer Anwält*innenverein: Menschen sind keine Excel-Tabellen 

Liebe Kolleg*innen,  

in Köln erleben wir gerade seitens Medien und Politik eine Hetzkampagne, um das dortige Bleiberechtspro-
gramm und eine umsichtige Verwaltungspraxis sturmreif zu schießen. (Berichte dazu z. B. 
https://www.ksta.de/koeln/koeln-lehnte-nrw-hilfsangebot-fuer-abschiebungen-ab-1341287; 
https://www.ksta.de/politik/nrw-politik/abschiebungen-aus-koeln-neue-brisanz-um-liste-coesfeld-
1342104; https://www.ksta.de/koeln/liste-coesfeld-koeln-loest-abschiebe-debatte-aus-1345001).  

Die Kampagne zielt nicht nur auf Köln, sondern wird weit darüber hinaus Wirkung entfalten: Manche Aus-
länderbehörden werden aus Angst vor politischen Konsequenzen und dem medialen Pranger ihre rechts-
staatliche und verantwortungsbewusste Praxis in Frage stellen. Andere werden sich bestärkt sehen in ihrer 
beinharten Haltung, die sie immer schon richtig fanden. 

Umso wichtige wird es sein, durch Stadtratsresolutionen oder politische Positionierungen auf kommunaler 
Ebene den umsichtigen Ausländerbehörden den Rücken zu stärken, damit sie nicht in die Abschiebehysterie 
einschwenken. 

Zur Kölner Debatte unten und im Anhang eine hervorragende Stellungnahme des Republikanischen  
Anwält*innenvereins NRW (RAV). 

Außerdem eine Stellungnahme des Kölner Flüchtlingsrats auf Instagram: Link 
 

Liebe Grüße 
Claudius Voigt (Pronomen: er), Projekt Q – Büro zur Qualifizierung der Flüchtlings- und Migrationsberatung 
Tel.: 0251 14486 – 26, Mob.: 01578-0497423 
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